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Von Dr. Fritz Sternberg

Im Jahre 1921, als in Rußland der Bür­
gerkrieg zu Ende war, sagte Lenin über 
die Zukunftsaussichten des Kommunis­
mus: Wir haben keine Chance, direkt 
nach Berlin, Paris und London zu kom­
men; vielleicht aber kommen wir über 
Asien und Afrika indirekt dorthin. Chru­
schtschow hat in Wien Kennedy gegen­
über denselben Standpunkt eingenom­
men. Der russische Staatsmann ist sicher, 
daß in den sogenannten Entwicklungs- K adern die Zeit für ihn arbeitet. Wird er 

cht behalten?
Von den drei Milliarden Menschen, die 

es heute auf der Erde gibt, lebt eine 
Milliarde in der westlichen und eine 
knappe Milliarde in der östlichen Welt. 
Mehr als eine Milliarde Menschen haben 
ihre Heimat in Entwicklungsländern, die 
politisch noch nicht festgelegt sind. Acht­
zig bis neunzig Prozent dieser Menschen 
leben von der Landwirtschaft und ebenso 
viele Prozent von ihnen sind Analpha­
beten.

Wir haben heute in der Welt eine 
echte Auseinanderentwicklung: auf der 
einen Seite stehen die reichen Industrie­

länder, auf der anderen die armen Ent­
wicklungsländer. Dabei nimmt der Ab­
stand zwischen der westlichen Welt und 
den Entwicklungsländern noch immer zu. 
Auch in den letzten zehn Jahren, in 
denen so viel von Entwicklungshilfe ge­
sprochen wurde, ist dieser Abstand wei­
ter größer geworden. Während im We­
sten der Lebensstandard um drei bis 
sechs Prozent zunahm, stieg er in den 
Entwicklungsländern im allerbesten Fall 
um ein Prozent. Wenn das so weiter­
geht, müssen wir im nächsten Jahrzehnt 
schwere soziale Explosionen erwarten.

Der Westen hat keine Zeit mehr!
Wir können uns in den Entwicklungs­

ländern aus drei Gründen nicht mehr 
Zeit lassen. Zuerst einmal, weil der aller­
größte Teil dieser Länder, der sich bis 
zum Krieg in kolonialer oder halbkolo­
nialer Abhängigkeit befand, heute sou­
verän ist.

Zweitens haben wir nun zum ersten­
mal eine Weltgeschichte, dies heißt eine 
Geschichte der ganzen Welt, die es bis 
zum 20. Jahrhundert nicht gegeben hat.



Es ist jetzt möglich, in einem Tag von 
jeder Stadt Afrikas oder Asiens nach 
Europa zu reisen. Die führenden Men­
schen der neuen Staaten machen von die­
ser Möglichkeit Gebrauch. Man kann 
ihnen daher heute nicht mehr einreden, 
daß die Armut von der Natur oder von 
Gott kommt.

Drittens kann heute der Sowjetkom­
munismus darauf hinweisen, daß er inner­
halb weniger Jahrzehnte die Rückstän­
digkeit des russischen Volkes überwun­
den und es zur zweiten Industrienation 
der Welt gemacht hat. Dieses Argument 
macht auf die Führer der zurückgebliebe­
nen Völker einen gewaltigen Eindruck.

Wenn der Westen also in den sech­
ziger Jahren ebensowenig wie in den 
fünfziger Jahren unternimmt, um der 
Auseinanderentwicklung des Lebensstan­
dards in der Welt entgegenzuwirken, 
dann werden die auf steigenden Völker 
unter den Einfluß des Kommunismus ge­
raten, dann wird das Sowjetsystem nicht 
über eine Milliarde Menschen, sondern 
über zwei Milliarden Menschen gebieten 
— und dann braucht Chruschtschow kei­
nen Krieg mehr, um dem Westen seine 
Bedingungen diktieren zu können.

Berlin wird auch in Indien verteidigt!
Es ist also ganz falsch, wenn man 

heute in Europa oder Amerika um Mit­
leid für die hungernden Kinder in Afrika 
oder Asien wirbt und den Eindruck er­
weckt, es gelte eine Wohltätigkeitsaktion 
durchzuführen.

Wir verteidigen in den Entwicklungs­
ländern nicht mehr und nicht weniger 
als die Möglichkeit für unser eigenes 
überleben. Ich habe zum Beispiel in Ber­
lin gesagt: Man muß Berlin in Berlin ver­
teidigen - aber auch in Indien. Wie groß ist 
nun die Aufgabe, die uns gestellt ist? Es geht 
vorerst darum, die weitere Auseinander­
entwicklung aufzuhalten. In den sech­
ziger Jahren muß der Lebensstandard in 
den Entwicklungsländern trotz 'Bevölke­
rungsvermehrung um den gleichen Pro­
zentsatz steigen wie in einem durch­
schnittlichen westlichen Land. Dabei ist 
es notwendig, daß in dieser Zeit die Ab­

hängigkeit der Industrie der Entwick­
lungsländer überwunden wird.

Was haben wir also zu tun? — Die 
Amerikaner stellen zur Zeit bereits ein 
Prozent des Nationaleinkommens, also 
etwa ein Drittel des durchschnittlichen 
jährlichen Einkommenszuwachses im 
Westen für die Entwicklungsländer zur 
Verfügung. In Europa ist es noch lange 
nicht so weit. Man hört immer wieder, 
wie schwer das Opfer ist, das den west­
lichen Ländern durch die Entwicklungs­
hilfe aufgebürdet wird. Ich bitte alle, die 
die Situation erkennen, dagegen zu pr^ 
testieren, wenn unser Nichtstun beseh" 
nigt wird. Wenn Produktion und Produk­
tivität in einem Land so wächst, daß der 
Lebensstandard um drei Prozent pro Jahr 
steigt, dann ist die Bereitstellung von 
einem Drittel dieses Zuwachses kein un­
zumutbares Opfer. Der Lebensstandard 
wird nicht verringert, nur seine Steige­
rung wird verlangsamt. Wenn die poli­
tischen Führer der-westlichen Welt nicht 
imstande sind, die Öffentlichkeit davon 
zu überzeugen, dann dankt der Westen 
eben vor der Geschichte ab.

Feudalsystem und Analphabetismus
Die Entwicklungshilfe bleibt aber, das 

ist statistisch nachweisbar, überall dort 
wirkungslos, wo das Feudalsystem und 
der Analphabetismus bestehen bleiben. 
Wenn der Westen also wirksamer hilft, 
dann muß er auch Jahr für Jahr darauf 
sehen, wie weit die soziale Umwälzung 
in den Entwicklungsländern gediehen isd 
Es hat keinen Sinn, einem mittelalte™ 
liehen Fürsten Dollarmillionen nachzu­
werfen. Experten haben festgestellt, daß 
von je hundert Millionen Dollar, die in 
besonders rückständige Länder hinein- 
gepumpt worden sind, kaum fünf Mil­
lionen wirklich das Volk erreichten.

Wir werden aber auch jedes Jahr fra­
gen müssen, wie viele Menschen in den 
Entwicklungsländern lesen und schreiben 
gelernt haben -— vor allem, wie viele 
junge Menschen. Die helfenden Länder 
müssen für den Bau von Schulen, vor 
allem aber für die Ausbildung von Leh­
rern sorgen. Wir im westlichen Europa 
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haben mehr als hundert Jahre gebraucht, 
um den Analphabetismus zu überwinden. 
Die Entwicklungsländer haben nicht so 
lange Zeit.

Es ist auch klar, .daß in den Entwick­
lungsländern der Staat von vornherein 
größeren Einfluß haben muß als im kapi­
talistischen Westen, wenn die Entwick­
lungshilfe Nutzen bringen soll. Der Auf­
stieg dieser neuen Länder mit starker 
Staatswirtschaft wird auf die Dauer auch 
nicht ohne Rückwirkung auf die heute 
J^lfenden Länder des Westens bleiben, 

ist daher nicht zu erwarten, daß der 
Kapitalismus diese Entwicklung über ein 
bestimmtes Maß hinaus fördern wird.

Die europäischen Sozialisten sollten 
daran denken, daß in Europa nicht mehr 
wie zur Zeit Karl Marx drei Viertel der 
Weltgüterproduktion konzentriert sind, 
sondern nur noch ein Viertel. Die euro­
päischen Sozialisten sollten auch dann, 
wenn sie mit ihren Tagesproblemen be­
faßt sind, ununterbrochen daran denken, 
in welcher Welt sie leben. Es ist zwar 
nicht leicht, den europäischen Arbeitern 
das überragende Weltproblem, das sie 
nicht direkt berührt, nahezubringen, aber 
gerade deshalb braucht der Sozialismus 
echte Lehrer, echte Führer, die imstande 
sind, den Menschen, vor allem den jun­
gen Menschen, Visionen zu geben.

SPD-Pressedienst

Warum „Fremdarbeiter"?
Bitte mehr Takt und Einfühlungsvermögen!

sp — Zur Zeit arbeiten in der Bundes­
republik mindestens 450 000 ausländische 
Arbeiter. Es sind dies hauptsächlich Ita­
liener, Spanier und Griechen; aber auch 
Franzosen, Belgier, Holländer, Luxem­
burger und Angehörige anderer Natio­
nen haben in der Bundesrepublik Arbeit 
und Brot gefunden. Die große Anzahl der 
ausländischen Arbeiter erklärt sich aus 
dem Mangel an Arbeitskräften in Deutsch­
land. Viele von den Arbeitern, die aus 
anderen Ländern zu uns gekommen sind, 
^■ben den Weg in die Bundesrepublik 
über die Arbeitsämter in ihrer Heimat, 
zum Teil aber auch allein gefunden. Es 
ist im Augenblick noch nicht genau fest­
zustellen, wie viele von ihnen als so­
genannte „Saisonarbeiter" zu gelten 
haben, oder bereit sind, für längere Zeit 
ihren Wohnsitz in Deutschland zu neh­
men. Gerade jetzt hat der stellvertretende 
DGB-Vorsitzende Ludwig Rosenberg in 
Rom erklärt, Wanderarbeit sei auf die 
Dauer kein wünschenswerter Zustand.

Jetzt sind Bestrebungen im Gange, die­
ses Problem im Rahmen der EWG-Länder 
mit dem Ziel der eindeutigen Freizügig­
keit der Wahl des Aroeitsplatzes einer 

Lösung näherzubringen Aber unabhän­
gig davon, wie diese sehr schwierigen 
Fragen schließlich geklärt werden kön­
nen, sollte man in der Bundesrepublik 
schon jetzt damit beginnen, eine Aus­
drucksweise für die ausländischen Arbei­
ter zu finden, die nicht an die Ver­
gangenheit erinnert. Immer wieder liest 
man in den Zeitungen Berichte über 
„Fremdarbeiter". Dieses Wort — oft ge­
dankenlos übernommen aus einer Zeit, 
in der Hunderttausende von ausländi­
schen Arbeitern in Deutschland zwangs­
verpflichtet waren — wirkt auf die aus­
ländischen Arbeitnehmer häufig verlet­
zend. Zugegeben, eine große Anzahl von 
ihnen versteht unsere Sprache nicht und 
kann daher auch nicht in Tonfall und 
Wortbildung die Vergangenheit anklin­
gen hören. Aber in ausländischen Zei­
tungen verweist man gelegentlich auf 
dieses Wort und knüpft daran Betrach­
tungen, die nicht gerade erfreulich sind.

Man sollte daher in der deutschen 
Publizistik, aber auch in den Büros deut­
scher Arbeitsämter und Unternehmungen, 
das Wort „Fremdarbeiter" vermeiden.

SPD-Pressedienst
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Am 23. August 1961 verstarb unser Kamerad 

ALFRED LEYSER 
geboren am 3. März 1901.

Von 1958 bis 1960 war er Bezirkskassierer in Schöneberg.

Der ehemalige Reichsbanner kamerad war dem Freiheitsbund 
am 2. Dezember 1955 beigetreten.

Wir werden sein Andenken stets in Ehren halten.
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